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Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus

Tägliche Meldungen über terroristische Aktionen, die von 
imperialistischen Staaten gegen friedliebende Völker im Na­
hen Osten, im Süden Afrikas, in Mittelamerika und in ande­
ren Regionen der Weit durchgeführt oder gefördert werden, 
sowie über Geiselnahmen, Flugzeugentführungen, Bomben­
anschläge und andere Terrorakte, die von Gruppen und In­
dividuen begangen werden, zeigen, wie dringend notwendig 
wirksame Maßnahmen gegen alle Erscheinungsformen des 
internationalen Terrorismus sind.

Schon im Vorfeld der 42. Tagung der UN-Vollversamm- 
lung hatte eine Reihe von Staaten in schriftlichen Stellung­
nahmen dem UN-Generalsekretär konkrete Vorschläge un­
terbreitet, wie die Zusammenarbeit der Staaten zur Bekämp­
fung des internationalen Terrorismus entwickelt -werden 
sollte.4

So verurteilten die Vertreter Bulgariens, der CSSR, der 
DDR, Ungarns, Polens, Rumäniens und der UdSSR in einem 
gemeinsamen Schreiben vom 23. Juli 19875 6 den internationa­
len Terrorismus in all seinen Formen auf das entschiedenste; 
zugleich schlugen sie konkrete Maßnahmen zur internationa­
len Zusammenarbeit bei der Bekämpfung dieses Übels vor. 
Die sieben Staaten unterstrichen, daß eine solche Zusammen- 

j arbeit entsprechend den allgemein anerkannten Prinzipien 
und Normen des Völkerrechts eine wesentliche Grundlage 
für die Schaffung eines umfassenden Systems des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit ist. Gleichzeitig mach­
ten sie klar, daß die endgültige Ausmerzung des internatio­
nalen Terrorismus die Beseitigung seiner Ursachen erfordert. 
Unmißverständlich sprachen sie sich gegen die Gleich­
setzung von nationalem Befreiungskampf und internationa­
lem Terrorismus aus und verurteilten Aktionen, die von be­
stimmten Kreisen gegen Staaten und Völker unter dem Vor­
wand der Bekämpfung terroristischer Handlungen unternom­
men werden.

Diese Zielrichtung verfolgt auch der Vorschlag Syriens, 
unter der Ägide der Vereinten Nationen eine internationale 
Konferenz einzuberufen, die eine Definition des internatio­
nalen Terrorismus und seine Abgrenzung vom nationalen Be­
freiungskampf der Völker vornehmen soll.®

In der Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt wurde klar, 
daß die westlichen Staaten, die in ihren Stellungnahmen le­
diglich Akte des individuellen Terrorismus verurteilt hatten, 
nicht bereit waren, einer solchen Konferenz zuzustimmen.

Nach langwierigen Verhandlungen nahm die UN-Vollver­
sammlung am 7. Dezember 1987 die Resolution 42/159 zum in­
ternationalen Terrorismus mit 153 Stimmen bei 2 Gegenstim­
men (USA und Israel) und einer Stimmenthaltung (Hondu­
ras) an. In der Resolution werden alle Akte, Methoden und 
Praktiken des Terrorismus, wo immer und durch wen auch 
immer sie begangen werden (einschließlich solcher, die die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Staaten und 
ihre Sicherheit gefährden), als kriminell verurteilt; zugleich 
werden die Staaten zur Zusammenarbeit gegen den Terroris­
mus aufgerufen. Von besonderer Bedeutung sind jene Fest­
legungen, die über Aussagen vorangegangener Resolutionen 
hinausgehen. Dazu zählen insbesondere
— die ausdrückliche Feststellung, daß die Resolution 42/159 

in keiner Weise das Recht der unterdrückten Völker, für 
Selbstbestimmung, Freiheit und Unabhängigkeit zu kämp­
fen und für diesen Kampf Unterstützung zu suchen und zu 
erhalten, negativ präjudiziert;

— die Aufforderung an alle Staaten, auf ihrem Territorium 
die Vorbereitung und Durchführung von terroristischen 
oder subversiven Akten, die gegen andere Staaten und 
Bürger gerichtet sind, zu verhindern;

— die Anerkennung der Tatsache, daß die Wirksamkeit des 
Kampfes gegen den Terrorismus durch die Erarbeitung 
einer allgemeinen Definition des internationalen Terro­
rismus verstärkt würde.
Hinsichtlich des syrischen Vorschlags, eine internationale 

Konferenz zur Definierung des Terrorismus und zu seiner 
Abgrenzung vom nationalen Befreiungskampf der Völker 
einzuberufen, wurde festgelegt, daß der UN-Generalsekretär 
die Stellungnahmen der Staaten in bezug auf Wege und Mit­
tel des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus, dar­
unter auch die Einberufung der o. g. Konferenz, einholen und 
dazu der 44. Tagung der UN-Vollversammlung einen Be­
richt vorlegen soll.

Die USA, die sich oft als Vorkämpfer gegen den interna­
tionalen Terrorismus hinzustellen versuchen, und Israel ha­
ben sich durch ihre Gegenstimmen selbst von ihren engsten 
Verbündeten isoliert.

Die Zustimmung der überwältigenden Mehrheit der UN- 
Mitgliedstaaten zu dieser Resolution, die Festlegungen zur 
Verbesserung der künftigen Zusammenarbeit auf diesem Ge­
biet enthält, stellt einen bemerkenswerten Erfolg der 42. Ta­
gung der UN-Vollversammlung dar.

Fortschritte bei der Erarbeitung eines Kodex der Verbrechen 
gegen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit

Der Rechtsausschuß erörterte den 5. Bericht des Spezialbe­
richterstatters zum Entwurf eines Kodex der Verbrechen ge­
gen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit7 sowie 
die durch die UN-Völkerrechtskommission (ILC) vorläufig 
angenommenen Entwürfe der Artikel 1 und 2 (allgemeine 
Begriffsbestimmung der Verbrechen), 3 (Verantwortlichkeit 
und Bestrafung), 5 (Nichtverjährbarkeit) und 6 (Rechte des 
Angeklagten). Zur Diskussion standen weitere sechs Artikel­
entwürfe, die u. a. die Strafverfolgung nach dem Grundsatz 
der Universalität, das Verbot der Doppelbestrafung (ne bis 
in idem) und Strafausschließungsgründe des Angeklagten be­
treffen.8

Die durch die ILC vorläufig angenommenen Artikelent­
würfe fanden die grundsätzliche Billigung des Rechtsaus­
schusses. Die sozialistischen Staaten traten dafür ein, mit der 
Verbrechensdefinition deutlich zu machen, daß es sich um 
Verbrechen nach Völkerrecht handelt, unabhängig von den 
unterschiedlichen nationalen Rechtsordnungen. In dieser Auf­
fassung wurden sie von einer Reihe Entwicklungsländer un­
terstützt (z. B. Indien, Indonesien, Bangladesh, Brasilien).

Ein Hauptpunkt der Diskussion war die Frage nach der 
Aufnahme des Grundsatzes „ne bis in idem“ in den Kodex 
und seine konkrete Ausgestaltung. Ausdrücklich wurde vor 
einer mechanischen Übernahme dieses in vielen nationalen 
Rechtsordnungen unterschiedlich ausgeformten Grundsatzes 
in das Völkerrecht gewarnt. Vertreter sozialistischer Staaten 
unterstrichen, es müsse unbedingt verhindert werden, daß 
ein Verbrecher unter Mißbrauch dieses Grundsatzes seiner 
gerechten Strafe entgeht. Sie wiesen auf die Gefahr hin, daß 
eine Person in einem Land aus politischen Erwägungen von 
einem Gericht dieses Landes für begangene Verbrechen gegen 
den Frieden und die Sicherheit der Menschheit nur zu einer 
geringen Strafe verurteilt oder im Extremfall sogar freige­
sprochen werden könnte. In diesem Fall wäre nach dem 
Grundsatz „ne bis in idem“ eine Strafverfolgung wegen der 
bereits vor Gericht verhandelten Verbrechen und ein erneu­
ter Prozeß vor einem anderen Gericht (z. B. in dem Staat, in 
dem die Verbrechen begangen wurden) nicht möglich.9 Diese 
Bedenken wurden auch von Entwicklungsländern (z. B. Bra­
silien, Kenia, Sambia, Bahamas) und von Italien geteilt.

Diskutiert wurde ferner über die Frage der Schaffung 
eines internationalen Strafgerichtshofs. Die DDR und andere 
sozialistische Staaten halten die Schaffung einer internationa­
len Institution, die die ausschließliche Strafgerichtsbarkeit 
über Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der 
Menschheit haben soll, nicht für zweckmäßig. Sie sind der 
Meinung, daß der Grundsatz der Universalität der Strafver­
folgung, der sich bei der Verfolgung von Nazi- und Kriegs­
verbrechern bewährt hat, durchaus gewährleisten könne, daß 
Verbrecher gerecht bestraft werden. Auch eine Reihe von 
Entwicklungsländern (z. B. Marokko) vertritt diesen Stand­
punkt.

Demgegenüber sind die überwiegende Mehrheit der impe­
rialistischen Staaten und eine Reihe von Entwicklungsländern 
der Auffassung, daß nur ein internationaler Strafgerichtshof 
die Durchsetzung des Kodex der Verbrechen gegen den Frie­
den und die Sicherheit der Menschheit (einschließlich der 
Respektierung des Grundsatzes „ne bis in idem“) garantie­
ren könne. Vertreter einiger imperialistischer Staaten ver­
suchten, ihre politisch motivierte grundsätzliche Ablehnung 
des Kodex mit dem Scheinargument zu bemänteln, daß ein 
Kodex illusorisch bleibe, solange es kein allgemeines inter­
nationales Einverständnis zur Schaffung eines internationa­
len Strafgerichtshofs gibt.

Die Ablehnung dieses Kodifikationsprojekts durch die im-
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